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A. Amtliche Bekanntmachungen des 
Salzlandkreises 

 
Richtlinie zur Gewährung von Zuwen-
dungen zur Förderung der Jugendar-
beit, Jugendsozialarbeit und des erzie-
herischen Kinder- und Jugendschutzes 
im Salzlandkreis 
 
 
1. Zuwendungszweck, Rechts-

grundlagen 
 

1.1. Der Salzlandkreis gewährt auf der 
Grundlage der §§ 11 bis 14 und § 74 
des Achten Buches Sozialgesetz-
buch – Kinder- und Jugendhilfe (SGB 
VIII), nach Maßgabe dieser Richtlinie 
und in Verbindung mit Teil 7 des 
Kommunalverfassungsgesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA), 
der Kommunalhaushaltsverordnung 
(KomHVO), des Haushaltsplanes des 
Salzlandkreises in der jeweils gülti-
gen Fassung und der Verwaltungs-
vorschriften zu § 44 der Landeshaus-
haltsordnung in entsprechender und 
ergänzender Anwendung (VV-LHO, 
RdErl. des MF vom 01.02.2001,       
Az. 21-04003/2, MBl. LSA 2001,         
S. 241) sowie der ergänzenden Re-
gelungen im Zusammenhang mit den 
Verwaltungsvorschriften zu den        
§§ 23 und 44 der Landeshaushalts-
ordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
(Zuwendungsrechtsergänzungser-
lass des MF vom 06.06.2016,            
Az. 21.12-04011-8, MBl. LSA 2016,         
S. 383) in der jeweils gültigen Fas-
sung, Zuwendungen zur Förderung 
der Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit 
und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes im örtlichen Bereich. 

 
1.2. Die Entwicklung von Leistungen der 

Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit 
und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes (§§ 11 bis 14 SGB 
VIII) anerkannter freier Träger der    
Jugendhilfe (§§ 74, 75 SGB VIII) soll 
vorrangig gefördert werden. 

 
 
 
 
 

 
1.3. Ein Anspruch der Antragstellenden 

auf Gewährung der Zuwendung       
besteht nicht, vielmehr entscheidet 
die Bewilligungsbehörde auf Grund 
ihres pflichtgemäßen Ermessens im 
Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel. 

 

 

2. Gegenstand der Förderung 
 
2.1. Angebote der Jugendarbeit, Jugend-

sozialarbeit und des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes sind 
Leistungen der Jugendhilfe im Sinne 
des § 2 Abs. 2 SGB VIII. Diese Ange-
bote richten sich an Kinder, Jugendli-
che und junge Volljährige soweit sie 
das 27. Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben. In die Förderung können 
auch Personen über 27 Jahre einbe-
zogen werden, wenn sie als ehren-, 
haupt- und/oder nebenamtliche 
Kräfte in der Jugendarbeit, Jugend-
sozialarbeit und des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes tätig 
sind. 

 
Kinder und Jugendliche sollen bei der 
Ausgestaltung aller Angebote ange-
messen beteiligt sein. 

 
2.2. Zuwendungen werden für folgende 

örtliche Maßnahmen nach §§ 11 bis 
14 SGB VIII gewährt:  

 
a) Einrichtungen der offenen Kin-

der- und Jugendarbeit  
 

b) Maßnahmen der Kinder- und 
Jugendbildung  

 
c) Maßnahmen der Kinder- und 

Jugenderholung und -freizeit  
 

d) Jugendverbandsarbeit  
 

e) Maßnahmen mit benachteiligten 
jungen Menschen im Rahmen 
der Jugendsozialarbeit 

 
f) Maßnahmen mit präventivem 

Charakter des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes 
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3. Zuwendungsempfänger 
 
3.1. Zuwendungen können erhalten  
 

a) freie Träger der Jugendhilfe      
unter Voraussetzung für eine 
Förderung nach § 74 Abs. 1 SGB 
VIII und anerkannte freie Träger 
der Jugendhilfe, die Leistungen 
nach §§ 11 bis 14 SGB VIII         
erbringen und die im Salzland-
kreis tätig sind 

 
b) kreisangehörige Gemeinden und 

Städte, sofern sie für die Jugend-
arbeit/ Jugendsozialarbeit und 
den erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutz Leistungen erbrin-
gen 

 
3.2. Zuwendungen werden bewilligt für 

Kinder, Jugendliche und junge         
Erwachsene sowie Personen über   
27 Jahre, die als ehren-, haupt-, 
und/oder nebenamtliche Kräfte in der 
Jugendarbeit tätig sind. 

 
Die Kinder, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen müssen ihren Haupt-
wohnsitz gemäß § 8 Abs. 1 Meldege-
setz des Landes Sachsen-Anhalt im 
Salzlandkreis haben. Ausnahmen 
gelten für Personen, die als ehren-, 
haupt-, und/oder nebenamtliche 
Kräfte in der Jugendarbeit tätig sind. 

 
Das Angebot des freien Trägers 
muss allen Kindern und Jugendlichen 
offen stehen und zwar unabhängig 
von Religions-, Vereins- und Ver-
bandszugehörigkeit.  

 
3.3. Es können Antragsteller ausge-

schlossen werden, die ihren             
Verpflichtungen zur Vorlage von Ver-
wendungsnachweisen und Belegen 
bei früheren Zuwendungen nicht 
nachgekommen sind. Ebenfalls kön-
nen Antragsteller von der Förderung 
ausgeschlossen werden, deren Maß-
nahmen ausschließlich religiöser, 
parteipolitischer oder sportlicher Art 
sind bzw. im überwiegenden Maße 
Verbandszwecken dienen. 

 
 

 
3.4. Die Träger der geförderten Einzel-

maßnahmen haben sich zur freiheit-
lich demokratischen Grundordnung 
zu bekennen und eine den Zielen des 
Grundgesetzes förderliche Arbeit zu 
gewährleisten. Daraus ergibt sich, 
dass extremistischen Organisationen 
oder Personen, die nicht die Gewähr 
für eine den Zielen des Grundgeset-
zes förderliche Arbeit bieten, keine di-
rekte oder indirekte Förderung zuteil-
werden darf. 

 
 
4. Zuwendungsvoraussetzungen 
 
4.1. Es werden für die Förderbereiche 

nach Nr. 2.2 nur solche Maßnahmen 
gefördert, die auf den qualitativen    
Anspruch für die Jugendarbeit und/  
oder Jugendsozialarbeit und des      
erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutzes des Salzlandkreises abge-
stimmt sind. 

 
Für Förderungen der Personalkosten 
nach 2.2 a) ist eine sozialpädagogi-
sche Konzeption einzureichen. 

 
Die sozialpädagogische Konzeption 
ist einmalig einzureichen und wird 
hinsichtlich ihrer Förderfähigkeit sei-
tens des Salzlandkreises geprüft. 

 
Für Förderungen der Betriebs- und 
Sachkosten nach 2.2 a) und für       
Förderungen nach 2.2 b) bis f), ist je 
Antrag ein Kurzkonzept einzureichen. 

 
Konzeptionelle Änderungen sind dem 
Fachdienst Jugend und Familie des 
Salzlandkreises unverzüglich anzu-
zeigen und mit diesem abzustimmen. 
 
Mustergliederungen für die sozialpä-
dagogische Konzeption, für ein Kurz-
konzept und einen Sachbericht sind 
den Antragsunterlagen als Anlage 
beigefügt. 
 
Bei Anschaffungen, die den Wert in 
Höhe von 150,00 EUR brutto über-
schreiten, sind 3 Vergleichsangebote 
dem Antrag beizufügen. 
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4.2. Die Tätigkeit der Zuwendungsemp-

fänger soll sich an den Bedürfnissen 
der Teilnehmer orientieren und päda-
gogisch ausgerichtet sein. 

 
 
5. Art, Umfang und Höhe der Zuwen-

dung 
 
5.1. Zuwendungsart und Form der Zu-

wendung: 
 

Die Zuwendung wird dem Zuwen-
dungsempfänger in Form der nicht-
rückzahlbaren Zuwendung zur         
Anteils-, Fehlbedarfsfinanzierung 
bzw. Festbetragsfinanzierung zu den 
zuwendungsfähigen Ausgaben als 
Projektförderung für die Förderberei-
che gemäß Nr. 2.2 gewährt. 

 
5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben sind 

nur die maßnahmebezogenen Aus-
gaben. Die zuwendungsfähigen Aus-
gaben und die Höhe der Zuwendung 
richten sich nach den zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmitteln. 

 
5.3 Eine Eigenleistung zu den beantrag-

ten Kosten ist in angemessenem Um-
fang zu erbringen. Hierbei können 
unbare Leistungen und Teilnehmer-
beiträge angerechnet werden. 

 
5.4 Die Zuwendungen müssen sachge-

recht, wirtschaftlich und sparsam     
sowie zweckentsprechend verwendet 
werden. 

 
5.5 Zuwendungsmöglichkeiten anderer 

Stellen sollen in Anspruch genom-
men werden und bei Antragstellung 
sowie im Verwendungsnachweis      
angegeben werden. 

 
5.6 Eine Doppelförderung ist ausge-

schlossen. 
 
5.7 Es dürfen nur Gegenstände (Wirt-

schaftsgüter) beantragt werden, 
wenn die Ausgaben für die Anschaf-
fung oder Herstellung des einzelnen 
Gegenstandes unter 800,00 EUR 
netto liegen. 

 
 

 
6. Jugendarbeit nach § 11 SGB VIII 
 
6.1 Einrichtungen der offenen Kinder- 

und Jugendarbeit 
 
6.1.1 Ausgaben für Personal 
 

Mit der Beschäftigung von Fachkräf-
ten soll in den Kinder- und Jugend-
einrichtungen sowie in der Landju-
gendarbeit und der mobilen aufsu-
chenden Jugendarbeit die offene    
Kinder- und Jugendarbeit kontinuier-
lich umgesetzt werden. Als Fach-
kräfte gelten Personen, die eine sozi-
alpädagogische Qualifikation nach-
weisen können. Anerkannt werden 
entsprechend des Fachkräftegebotes 
des Landes Sachsen-Anhalt alle     
pädagogischen Abschlüsse (Sozial-
arbeiter, Sozialpädagogen, Erzieher, 
Pädagogen) wie auch Abschlüsse 
berufsbegleitender Studiengänge mit 
anerkanntem Abschluss (Fachkraft 
für soziale Arbeit). Weiterhin gelten 
als Fachkräfte Personen, die sich für 
die jeweilige Aufgabe nach ihrer     
Persönlichkeit eignen und eine dieser 
Aufgabe entsprechende Ausbildung 
erhalten haben oder aufgrund beson-
derer Erfahrungen in der sozialen    
Arbeit in der Lage sind, die Aufgabe 
zu erfüllen. 

 
Voraussetzung der Personalkosten-
bezuschussung ist der Beschluss des 
Jugendhilfeausschusses zur Ver-
gabe der Personalkosten für das       
jeweilige Jahr anhand der Jugendhil-
feplanung des Salzlandkreises, Teil-
plan Förderung der Jugend. 

 
Personalkostenzuschüsse können 
maximal 2 sozialpädagogischen 
Fachkräften je Einrichtung der         
Kinder- und Jugendarbeit gewährt 
werden. 

 
Auf das Besserstellungsverbot gem. 
der AN-Best/P, Punkt 1.3. wird aus-
drücklich verwiesen. 
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6.1.2 Ausgaben für Betriebs- und Sachkos-

ten 
 

Freie und kommunale Träger der    
Jugendarbeit, die einen im Teilplan 
Förderung der Jugend durch den     
Jugendhilfeausschuss bestätigten 
Jugendraum, Jugendclub oder bestä-
tigtes Jugendzentrum betreiben,   
können je Jugendraum bis zu 500,00 
EUR, je Jugendclub bis zu 2.400,00 
EUR und je Jugendzentrum bis zu 
5.000,00 EUR beantragen. Dies     
geschieht unter der Voraussetzung, 
dass der jeweilige Jugendraum,       
Jugendclub und das Jugendzentrum 
fester Bestandteil der Jugendhilfepla-
nung sind. 

 
Diese Mittel können für Aufwandsent-
schädigungen, Betriebskosten und 
Sachkosten verwendet werden. 

 
Förderfähige Aufwandsentschädi-
gungen können z. B. sein: 

 
- Honorare für Referenten, sonstige 

Honorarkosten, 
 
- Unterstützung von Absolventen 

der Freiwilligendienste (Bundes-
freiwilligendienst, Freiwilliges     
Soziales Jahr u. ä.), 

 
- Unterstützung ehrenamtlicher      

Tätigkeiten, 
 

- Unterstützung von Eingliede-
rungsmaßnahmen des Jobcenters 
des Salzlandkreises, die nicht voll-
umfänglich durch Dritte gefördert 
werden 

 
Förderfähige Betriebskosten kön-
nen z. B. sein: 

 
- Miete, Raummietkosten 

 
- Müllabfuhr 

 
- Brennstoffe, Strom, Gas, Was-

ser/Abwasser 
 

- Kosten für Verwaltungsbedarf   
(Telefon, Internet, Porto u .ä.) 

 

 
- Steuern und gesetzlich vorge-

schriebene Versicherungen 
 

- Reinigungsmaterial 
 

- GEMA, GEZ 
 

- Gebühren 
 

- Treibstoffe für Kfz, Fahrtkosten 
 

- Ausgaben für Veröffentlichungen, 
Öffentlichkeitsarbeit 

 
- kleinere Reparaturen bis zu 20 % 

der Gesamtbetriebskosten 
 

Förderfähige Sachkosten können 
z. B. sein: 

 
Materialkosten und/oder Ver-
brauchskosten 

 
Entscheidend ist, dass hier nur Dinge 
bezuschusst werden, die nicht inven-
tarisiert und nicht als Investitionen 
angesehen werden können. Die      
Materialien, die somit finanziert wer-
den, sollen dazu dienen, Jugendar-
beit flexibler zu gestalten und spon-
tan Ideen der Kinder und Jugendli-
chen umsetzen zu können. 
 
Anschaffungen (keine Investitio-
nen) 

 
Es sind nur solche Anschaffungen 
förderfähig, die der Durchführung und 
Ausgestaltung der Jugendarbeit die-
nen, z. B. Material für die pädagogi-
sche Arbeit oder Material für erlebnis-
pädagogische Maßnahmen. Der An-
tragsteller hat die Aktivitäten nachzu-
weisen, die die Anschaffung rechtfer-
tigen. 

 
Ausgaben zur Erhaltung der Ein-
richtungen der Kinder- und           
Jugendarbeit (keine Investitionen) 

 
Gefördert werden z. B. Maßnahmen, 
die der Werterhaltung der Gebäude 
und baulichen Anlagen dienen und 
keine Werterhöhung bringen. Die 
Förderung umfasst hauptsächlich 
Materialkosten zur Renovierung  
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durch die Benutzergruppen für die 
Einrichtung der Kinder- und Jugend-
arbeit. 

 
Verwaltungskostenpauschale 

 
Darüber hinaus können bis zu 5 % 
der durch den Salzlandkreis bewillig-
ten Personalkosten als Verwaltungs-
kostenpauschale abgerechnet wer-
den. 
 

6.2 Ausgaben für die Aus- und Fortbil-
dung von Mitarbeitern und ehren-
amtlichen Mitarbeitern 

 
Teilnehmer an Schulungen müssen 
mindestens 16 Jahre alt sein. Die 
Ausbildung zur Erlangung des amtli-
chen Jugendgruppenleiterausweises 
wird vorrangig gefördert. Jugend-
gruppenleiterschulungen müssen 
sich inhaltlich an den bundeseinheitli-
chen Grundsätzen zur Ausbildung 
von Jugendgruppenleitern orientie-
ren. 

 
Die Schulungen können als mehrtä-
gige Seminare, Ganztagsseminare 
und regelmäßige Abendveranstaltun-
gen mit gleichem Teilnehmerkreis 
durchgeführt werden. 

 
6.3 Maßnahmen der Kinder- und Ju-

gendbildung 
 

Zu den zuwendungsfähigen Ausga-
ben gehören insbesondere Aufwen-
dungen für außerschulische               
Bildungsveranstaltungen. 
 
Die außerschulischen Bildungsveran-
staltungen sollen einen konkreten In-
halt aufweisen und den Jugendlichen 
eine Orientierungshilfe geben. Die 
Angebote der Bildungsveranstaltun-
gen sollen sich an den Interessen 
junger Menschen orientieren. 

 
Förderfähig sind Bildungsveranstal-
tungen in Form von eintägigen oder 
mehrtägigen Seminaren. Die Zuwen-
dung wird für eine Mindestteilneh-
merzahl von 10 Teilnehmern mit         
 
 

 
einem Umfang ab 5 Unterrichtsstun-
den mit bis zu 250,00 EUR je Semi-
nartag gewährt. 

 
6.4 Maßnahmen der Kinder- und         

Jugenderholung, Freizeiten 
 

Förderfähig sind Ausgaben für         
Tagesfahrten sowie für Freizeiten 
(mind. 1 - 14 Übernachtungen) und/o-
der für mindestens 3 zusammenhän-
gende Projekttage (ohne Übernach-
tungen). 

 
6.4.1 Tagesfahrten 
 

Die Zuwendung wird mit bis zu        
5,00 EUR je Teilnehmer je Tag ge-
währt. In der Regel wird auf angefan-
gene 5 Teilnehmer ein Betreuer mit 
bis zu 7,00 EUR bezuschusst. 

 
6.4.2 Freizeiten und zusammenhängende 

Projekttage 
 

Die Zuwendung wird mit bis zu       
7,00 EUR je Teilnehmer je Tag         
gewährt. In der Regel wird auf ange-
fangene 10 Teilnehmer ein Betreuer 
mit bis zu 10,00 EUR je Tag als Auf-
wandsentschädigung bezuschusst. 

 
Der An- und Abreisetag werden als je 
ein Tag gefördert. 

 

6.5 Sonstige Maßnahmen, der Kinder- 
und Jugendarbeit 

 
Sonstige Maßnahmen sind thema-
tisch ausgerichtet und werden durch 
ein pädagogisches Konzept begrün-
det. 

 
Zuwendungsfähige Ausgaben kön-
nen Aufwandsentschädigungen und 
folgende anteilige Betriebs- und 
Sachkosten sein: 

 
- Materialkosten und/oder Ver-

brauchskosten, 
 

- Anschaffungskosten (keine Inves-
titionen), 
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- Ausgaben zur Erhaltung der Ein-

richtungen der Kinder- und            
Jugendarbeit (keine Investitio-
nen), 

 
- Kosten für die Ausgestaltung von 

Veranstaltungen 
 

wie z. B.: 
 

- Treibstoffe 
 
- Fahrtkosten 
 
- Literatur/Fachbücher 
 
- pädagogisches Material 
 
- pädagogische Maßnahmen 
 
- Öffentlichkeitsarbeit 
 
- Honorarkosten 
 
- anteilige Kosten für Freiwilligen-

dienste (Bundesfreiwilligendienst, 
Freiwilliges Soziales Jahr u. ä.) 

 
 
7. Förderung der Jugendverbände 

nach § 12 SGB VIII 
 

Die zahlenmäßig größten Verbände 
und Vereine können in Anlehnung an 
die Mitgliederzahl und an das An-
tragsvolumen eine pauschale Förde-
rung im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel erhalten. 

 
Der Jugendhilfeausschuss entschei-
det jährlich über die zu bewilligende 
Summe. 

 
7.1 Kreisjugendfeuerwehr Salzland-

kreis im Kreisfeuerwehrverband 
Salzlandkreis e. V. 

 
Im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Pauschalsumme in Höhe von 
bis zu 27.500,00 EUR können Sach-, 
Betriebs- und anteilige Personalkos-
ten zur Förderung des Jugendver-
bandes sowie für die eigenen Maß-
nahmen der Kinder- und Jugenderho-
lung verwendet werden. 

 

 
Die Kinder- und Jugendfeuerwehren 
erhalten in Abstimmung mit dem    
Statistikbogen „Feu 905“ mit dem 
Jahresbericht der Kinder- und          
Jugendfeuerwehren gemeinsam       
einen Betrag in Höhe von 7,00 EUR 
je Teilnehmer aus der Pauschal-
summe. Mindestens jedoch 80,00 
EUR und im Höchstfall 250,00 EUR. 
Die Kommunen erhalten diese Mittel 
zur Weiterleitung an die Kinder- und 
Jugendfeuerwehren. 
 

7.2 Kreissportjugend Salzland im 
Kreissportbund Salzland e. V. 

 
Im Rahmen der zur Verfügung        
stehenden Pauschalsumme in Höhe 
von bis zu 40.000,00 EUR können 
Sach-, Betriebs- und anteilige Perso-
nalkosten zur Förderung des Jugend-
verbandes sowie für eigene Maßnah-
men der Kinder- und Jugenderho-
lung, -freizeit und eigene Maßnah-
men der Kinder- und Jugendbildung 
verwendet werden. 
 
Für Maßnahmen der Kinder- und     
Jugenderholung der einzelnen Sport-
vereine in der Kreissportjugend Salz-
land im Kreissportbund Salzland e. V. 
erstellt der Verband eine Prioritäten-
liste in Abstimmung mit dem Salz-
landkreis. Diese bildet die Grundlage 
zur Ausreichung der Mittel an die 
Sportjugend zur Weiterleitung an die 
jeweiligen Jugendgruppen der Sport-
vereine. 

 
 
8. Maßnahmen mit benachteiligten 

jungen Menschen im Rahmen der 
Jugendsozialarbeit gemäß § 13 
SGB VIII 

 
Hierzu zählen vor allem Angebote, 
welche soziale Benachteiligungen 
und individuelle Beeinträchtigungen 
ausgleichen sowie die schulische und 
berufliche Ausbildung, Eingliederung 
in die Arbeitswelt und soziale Integra-
tion jugendlicher Benachteiligter      
fördern. 
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Zuwendungsfähige Ausgaben kön-
nen sein: 

 
Personalkosten sowie Betriebs- und 
Sachkosten wie z. B. 
 
- pädagogisches Material, 
 
- pädagogische Maßnahmen, 

 
- Verbrauchskosten, 

 
- Fahrtkosten 

 
Die Maßnahmen müssen mit einer 
sozialpädagogischen Konzeption    
begründet sein (insbesondere Ziel-
gruppen, Methoden und personelle 
Absicherung). 

 
Voraussetzung der Projektförderung 
ist der Beschluss des Jugendhil-
feausschusses zur Vergabe der Pro-
jekte für das jeweilige Jahr und         
anhand der Jugendhilfeplanung des 
Salzlandkreises Teilplan Förderung 
der Jugend. 

 
 
9. Maßnahmen des erzieherischen 

Kinder- und Jugendschutzes gem. 
§ 14 SGB VIII 

 
Projekte und sonstige Maßnahmen 
sind thematisch ausgerichtet und 
werden durch ein pädagogisches 
Konzept begründet. 

 
Zuwendungsfähige Ausgaben kön-
nen sein: 

 
Betriebs- und Sachkosten 
 
- Materialkosten und/oder Ver-

brauchskosten, 
 
- Anschaffungskosten  

(keine Investitionen), 
 

- Kosten für die Ausgestaltung von 
Veranstaltungen 

 
 
 
 
 

 
wie z. B.: 

 
- Treibstoffe 

 
- Fahrtkosten 

 
- Literatur/Fachbücher 

 
- pädagogisches Material 

 
- pädagogische Maßnahmen 

 
- Öffentlichkeitsarbeit 

 
- Honorarkosten 

 
 
10. Festbetragsfinanzierung bei Ver-

tragsbindung 
 

Der Träger erhält für die Einrichtung, 
für die der Vertrag zur Übernahme 
der Kinder- und Jugendarbeit und   
Jugendsozialarbeit vorliegt, den ver-
einbarten Festbetrag. 

 
 
11. Sonstige Zuwendungsbedingun-

gen 
 
11.1 Die Bewilligungsbehörde hat das 

Recht, die Zuwendungen für örtliche 
Maßnahmen nach §§ 11 – 14 SGB 
VIII in vollem Umfang während der 
Planung, Durchführung und nach    
Beendigung zu prüfen. 

 
11.2 Die zweckentsprechende Verwen-

dung der Mittel ist anhand des Einzel-
verwendungsnachweises mit Bele-
gen (Nr. 6 ANBest-GK/P) unter       
Verwendung des Vordruckes des 
Verwendungsnachweises vorzule-
gen. Die Belege sind 5 Jahre nach 
dem Bewilligungszeitraum aufzube-
wahren. 

 
11.3 Wenn nicht anders festgelegt, muss 

der Zuwendungsempfänger spätes-
tens 4 Wochen nach Beendigung der 
Maßnahme die Abrechnung und die 
Nachweise (Rechnungsbelege im 
Original für die Gesamtkosten,         
Kopien sind beizufügen) der Bewilli-
gungsbehörde vorlegen. 
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11.4 Sollte im laufenden Bewilligungszeit-

raum abzusehen sein, dass bereits 
bewilligte und/oder ausgezahlte      
Mittel nicht im beantragten Umfang 
benötigt werden, ist die Bewilligungs-
behörde unverzüglich darüber schrift-
lich zu informieren. Nicht verbrauchte 
Mittel sind zurückzuzahlen. 

 
11.5 Die Bewilligungsbehörde ist berech-

tigt, Bücher, Belege und sonstige    
Unterlagen anzufordern sowie die 
Verwendung der Zuwendung durch 
örtliche Erhebungen zu prüfen oder 
durch Beauftragte prüfen zu lassen. 
Der Zuwendungsempfänger hat die 
erforderlichen Unterlagen bereitzu-
stellen und die notwendigen Aus-
künfte zu erteilen. Unterhält der       
Zuwendungsempfänger eine eigene 
Prüfeinrichtung, ist von dieser der 
Verwendungsnachweis vorher zu 
prüfen und die Prüfung unter Angabe 
ihres Ergebnisses zu bescheinigen. 
Der Landesrechnungshof und der 
Fachdienst Rechnungsprüfungsamt 
und Revision des Salzlandkreises 
sind berechtigt, bei allen Zuwen-
dungsempfängern zu prüfen. 

 
12. Anweisung zum Verfahren 
 
12.1 Zuschüsse nach dieser Richtlinie 

werden nur nach schriftlichem Antrag 
und im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel gewährt. 
Die Anträge zur Förderung von örtli-
chen Maßnahmen nach §§ 11 – 14 
SGB VIII sind vor deren Beginn an 
den Salzlandkreis, Fachdienst 22    
Jugend und Familie zu richten. 

 
Antragstermin für Personalausgaben 
und für den Pauschalbetrag für Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendar-
beit ist der 31.08. des Vorjahres.  

 
Antragstermin für Maßnahmen ist der 
31.10. des Vorjahres. 

 
Bei Maßnahmen, die eine Zuwen-
dungssumme von 1.000,00 EUR 
nicht übersteigen, kann der Träger 
noch 6 Wochen vor Beginn einen An-
trag stellen, sofern Haushaltsmittel 
zur Verfügung stehen.  

 
Folgende Unterlagen sind dem An-
trag insbesondere beizufügen: 

 
a) Maßnahmebeschreibung, 
 
b) Ausgaben- und Finanzierungs-

plan; Kalkulation, 
 

c) Nachweis der Kostengünstigkeit, 
 

d) sozialpädagogische Konzeption, 
 

e) Programme, 
 
f) Anzahl der Teilnehmer, 
 
g) ggf. Satzung, Statut, Eintragung in 

das Vereinsregister, Anerkennung 
der Gemeinnützigkeit und 

 
h) Nachweis der Vertretungsberech-

tigung 
 

Der Antragsteller ist verpflichtet, der 
Bewilligungsbehörde über den      
Antrag hinaus Auskunft über die zu 
fördernde Maßnahme zu geben und 
ggf. weitere Unterlagen vorzulegen. 

 
12.2 Bewilligungsbehörde ist der Salz-

landkreis, Fachdienst 22 Jugend 
und Familie. 

 
12.3 Zuwendungen werden durch schrift-

lichen Zuwendungsbescheid bewil-
ligt. Soweit dem Antrag des Zuwen-
dungsempfängers nicht entspro-
chen wird, erfolgt ein Ablehnungs-
bescheid. 

 
12.4 Für die Bewilligung, Auszahlung und 

Abrechnung der Zuwendung sowie 
für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und gegebenenfalls er-
forderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und Rückforde-
rung der gewährten Zuwendungen 
gelten die Allgemeinen Nebenbestim-
mungen für Zuwendungen der Pro-
jektförderung (AN-Best-P, Anlage 2 
zur VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO, MBl. LSA 
2001, S. 241) und die Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendun-
gen zur Projektförderung von Ge-
bietskörperschaften und Zusammen-
schlüsse von Gebietskörperschaften  
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in der Rechtsform einer juristischen        
Person des öffentlichen Rechts (AN-
Best-Gk, Anlage zur VV-Gk Nr. 5.1 zu 
§ 44 LHO, MBl. LSA 2001, S. 241) in 
der jeweils gültigen Fassung sowie 
die ergänzenden Regelungen im     
Zusammenhang mit den Verwal-
tungsvorschriften zu den §§ 23 und 
44 LHO (Zuwendungsrechtsergän-
zungserlass des MF vom 06.06.2016,            
Az. 21.12-04011-8, MBl. LSA 2016,  
S. 383) in der jeweils gültigen          
Fassung. 

 
 
13. Sprachliche Gleichstellung 
 

Sämtliche Personenbezeichnungen 
gelten gleichermaßen für alle           
Geschlechter. 
 

 
14. Inkrafttreten 
 

Die Änderung der Richtlinie über die 
Gewährung von Zuwendungen zur 
Förderung der Kinder- und Jugendar-
beit, Jugendsozialarbeit und des      
erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutzes im Salzlandkreis vom         
12. Dezember 2013 tritt am 1. Januar 
2021 in Kraft. 

 
Die Richtlinie ist bei Bedarf anzupas-
sen. 

 
 
Bernburg (Saale), 8. Dezember 2020  
 
 
gez. Markus Bauer 
Landrat 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
B. Amtliche Bekanntmachungen der 

Städte, Gemeinden und Verwal-
tungsgemeinschaften 

 
Stadt Bernburg (Saale) 
 
Sondersitzung des Stadtrates am 
17.12.2020 
 
Sitzungsdatum: Donnerstag,  

den 17.12.2020 
 
Sitzungsbeginn: 16:00 Uhr 
 
Sitzungsort: DGH Gröna, Gaststätte 

"Zum Schlehdorn",  
Friedensstraße 3,  
06406 Bernburg (Saale)  

 
 
Zur öffentlichen Geschäftsordnung: 
 
a) Bestätigung der Einladung und Fest-

stellung der Beschlussfähigkeit gem. 
§§ 53, 55 KVG LSA 

 
b)  Abstimmung über die Niederschrift der 

öffentlichen Sitzung des Stadtrates 
vom 26.11.2020 

 
c) Bekanntgabe über die im nichtöffentli-

chen Teil der Sitzung vom 26.11.2020 
gefassten Beschlüsse 

 
d) Bericht der Verwaltung über die Um-

setzung der Beschlüsse des Stadtrates 
der Stadt Bernburg (Saale) 

 
e) Feststellung der öffentlichen Tages-

ordnung gem. der Geschäftsordnung 
 
 
Zur öffentlichen Tagesordnung: 
 
1.  Einwohnerfragestunde gem. § 28 Abs. 

2 KVG LSA 
 
2.  Beschleunigung der Aufstellung und 

Prüfung der Jahresabschlüsse 2014 
bis 2020 
Beschlussvorlage 0296/20 

 
3. Haushaltskonsolidierungskonzept 

2021 der Stadt Bernburg (Saale) 
Beschlussvorlage 0294/20 
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4.  Haushalt 2021 der Stadt Bernburg 

(Saale) 
Beschlussvorlage 0268/20 

 
5.  Mitteilungen, Beantwortung von Anfra-

gen, Anregungen 
 
 
Zur nichtöffentlichen Geschäftsordnung: 
 
f) Abstimmung über die Niederschrift der 

nichtöffentlichen Sitzung des Stadtra-
tes vom 26.11.2020 

 
 
g) Feststellung der nichtöffentlichen      

Tagesordnung gem. der Geschäftsord-
nung 

 
 
Zur nichtöffentlichen Tagesordnung: 
 
6.  Grundstücksangelegenheit in Bern-

burg (Saale), Claude-Breda-Straße 
 Beschlussvorlage 0298/20 
 
7.  Wirtschaftsplan 2021 der BWG 
 Informationsvorlage IV 0076/20 
 
8.  3. Quartalsbericht 2020 der Gesell-

schaften mit städtischer Beteiligung 
 Informationsvorlage IV 0082/20 
 
9.  Mitteilungen, Beantwortung von Anfra-

gen, Anregungen 
 
 
gez. Jürgen Weigelt 
Vorsitzender des 
Stadtrates 

gez. Henry Schütze 
Oberbürgermeister 
 

 
Die öffentliche Bekanntmachung der vor-
stehenden Tagesordnung kann auch im In-
ternet der Stadt Bernburg (Saale) unter 
http://buergerinfo.bernburg.de/si0042.php 
eingesehen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Stadt Hecklingen 
 
Bekanntmachung über das Recht auf 
Einsichtnahme in das Wählerverzeich-
nis und die Erteilung von Wahlscheinen 
für die Landratswahl am 24. Januar 2021 
 
Die Bekanntmachung ist als Anhang beige-
fügt. 



Bekanntmachung 
 

über das Recht auf Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis und die Erteilung 
von Wahlscheinen für die Landratswahl am 24. Januar 2021 

 
1. Das Wählerverzeichnis zu der oben genannten Wahl für die Wahlbezirke der Stadt Hecklingen wird in der 

Zeit vom 04.01.2021 bis 08.01.2021 während der allgemeinen Öffnungszeiten 
 

Mo: geschlossen 
Di: 9.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 18.00 Uhr  
Mi: geschlossen 
Do: 9.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 16.00 Uhr  
Fr: 9.00 - 12.00 Uhr  
in der Stadt Hecklingen, Einwohnermeldeamt, Hermann-Danz-Str. 46, 39444 Stadt Hecklingen 

 
 
 
 

für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten (§ 18 Abs. 2 KWG LSA). Die Möglichkeit der Einsicht-
nahme endet am 16. Tag, 08.01.2021, 12.00 Uhr, vor der Wahl. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. 
Zur Überprüfung der Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen haben Wahlberechtigte nur dann ein Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis, wenn sie 
Tatsachen glaubhaft machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeich-
nisses ergeben kann. Ein Recht zur Überprüfung besteht nicht in Fällen, in denen im Melderegister ein Sperr-
vermerk gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. Das Wählerverzeichnis wird im auto-
matisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich. 

 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann spätestens 
 

bis zum  
Datum 
 

08.01.2021 ,  
Uhrzeit 
 

12.00 
 
Uhr, beim Bürgermeister 

Anschrift 
 

Stadt Hecklingen, Hermann-Danz-Str. 46, 39444 Stadt Hecklingen 
 

 
 

einen Antrag auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses stellen.  
 

Der Einspruch kann schriftlich oder mündlich als Erklärung zur Niederschrift, persönlich oder durch einen Be-
vollmächtigten eingelegt werden. Soweit die behaupteten Tatsachen nicht offenkundig sind, sind die erforder-
lichen Beweismittel beizubringen. 

 
Für das Berichtigungsverfahren gelten die Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes sowie der Kommunal-
wahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt. 

 

Nach dem 
Datum 
 

08.01.2021 ,  
Uhrzeit 
 

12.00 
 
 Uhr, ist ein Einspruch nicht mehr zulässig. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 

 
Datum 
 

03.01.2021 
 
eine Wahlbenachrichtigung.  

 

 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss einen Antrag auf 
Berichtigung des Wählerverzeichnisses stellen, um nicht Gefahr zu laufen, dass das Wahlrecht nicht ausgeübt 
werden kann. 

 
  

4.1. Ein Wahlberechtigter, der in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag einen Wahlschein. 
4.2. Die nicht in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten erhalten einen Wahlschein,  

a) wenn sie nachweisen, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist für die Berichtigung des Wählerver-
zeichnisses versäumt haben; das gilt hinsichtlich der Kreiswahl auch, wenn sie den Antrag nach § 15 Abs. 4 
KWO LSA (Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis der Zuzugsgemeinde) entschuldbar erst nach 
Ablauf der Antragsfrist vorlegen, 

b) wenn ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist entstanden ist. 
 



 
 
4.3. Wahlscheinanträge können bei der Stadt Hecklingen 

 
 

 
 

Einwohnermeldeamt, Hermann-Danz-Str. 46, 39444 Stadt Hecklingen 
 

 

schriftlich oder mündlich gestellt werden. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, 
E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare elektronische Übermittlung als gewahrt. Eine telefonische An-
tragstellung ist unzulässig. 

 

Der Antragsteller muss Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum und eine Wohnanschrift (Straße, Haus-
nummer, Postleitzahl, Ort) angeben. 

 

Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit einer körperlichen Beeinträchtigung kann sich bei der 
Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

 

4.4. Wahlscheine können beantragt werden:  
 

-     von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Personen bis zum 
Datum 
22.01.2021 

    18 Uhr;  
- von nicht in das Wählerverzeichnis eingetragenen wahlberechtigten Personen unter den unter Nr. 4.2 Buch-

staben a) bis b) angegebenen Voraussetzungen bzw. von Personen, die bei nachgewiesener plötzlicher 
Erkrankung den Wahlraum nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten aufsuchen können, bis 
zum Wahltage, 15.00 Uhr. 

 

5. Ergibt sich aus dem Wahlscheinantrag nicht, dass Wahlberechtigte vor dem Wahlvorstand wählen wollen, so 
erhalten sie mit dem Wahlschein zugleich 

 

- den amtlichen Stimmzettel, 
 

- den amtlichen Stimmzettelumschlag, 
 

- den amtlichen, mit der vollständigen Anschrift des Gemeindewahlleiters, der Nummer des Wahlscheines, 
den zuständigen Wahlbereich, falls mehrere bestehen, versehenen und freigemachten 2) Wahlbriefum-
schlag 

 

sowie 
 

- das Merkblatt zur Briefwahl. 
 

Wahlberechtigte Personen können diese Unterlagen nachträglich bis spätestens am Wahltage, 15.00 Uhr an-
fordern. Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur im Falle einer plötz-
lichen Erkrankung zulässig, wenn die Empfangsberechtigung durch schriftliche Vollmacht nachgewiesen wird 
und die Unterlagen dem Wahlberechtigten nicht mehr rechtzeitig durch die Deutsche Post übersandt oder 
amtlich überbracht werden können. 

 

6. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk des zu-
ständigen Wahlbereichs oder durch Briefwahl wählen. 
Holt der Wahlberechtigte persönlich den Wahlschein und die Briefwahlunterlagen ab, so kann er die Briefwahl 
an Ort und Stelle ausüben. 
Wer durch Briefwahl wählt, muss den Wahlbriefumschlag mit den Briefwahlunterlagen so rechtzeitig bei der 
jeweils darauf angegebenen Anschrift abgeben oder an diese versenden, dass er dort spätestens am Wahl-
tag bis 18.00 Uhr eingeht.  
Nähere Hinweise sind dem Merkblatt zur Briefwahl, das mit den Briefwahlunterlagen übergeben wird, zu ent-
nehmen. 

 
 
Hecklingen, den 09. Dezember 2020            
 
 
 
gez. Epperlein 
Bürgermeister                

 

                                                           
2) Dies entfällt, wenn die wahlberechtigte Person bei persönlicher Abholung der Briefwahlunterlagen die Briefwahl nach § 56 Abs. 5 KWO LSA an Ort und Stelle ausübt oder ihr die Briefwahlun-

terlagen an einen außerhalb der Bundesrepublik Deutschland liegenden Ort übersandt werden. 
. 


